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Große Anfrage 

der Abgeordneten Müller (Düsseldorf), Jaunich, Frau Fuchs (Köln), Buschfort, 
Delorme, Dreßler, Egert, Fiebig, Gilges, Glombig, Hauck, Heyenn, Kirschner, 
Frau Dr. Lepsius, Lutz, Peter (Kassel), Reimann, Frau Schmidt (Nürnberg), 
Schreiner, Sielaff, Sieler (Amberg), Frau Steinhauer, Urbaniak, Waltemathe, 
Weinhofer, von der Wiesche, Witek, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Armut in der Bundesrepublik Deutschland 


Gewerkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbände weisen auf die 
wachsende Gefahr einer sozialen Spaltung unserer Gesellschaft 
hin mit der Begründung, arbeitslosigkeitsbedingte Verarmungs- 
prozesse hätten in den letzten Jahren in erschreckendem Umfang 
zugenommen. Dadurch würden immer mehr Menschen aus dem 
gesellschaftlichen Leben ausgegrenzt imd isoüert. Besonders 
betroffen seien Langzeitarbeitslose, erwerbssuchende Frauen und 
ausländische Arbeitnehmer. „Spaltung der Gesellschaft", „soziale 
Ausgrenzung" oder „neue Armut" wären in Teilbereichen soziale 
Wirklichkeit des Sozialstaats in einem der reichsten Industrie- 
länder geworden. 

Die anhaltende Beschäftigungskrise und die sie überlagernden 
technischen Veränderungsprozesse hätten zu einem Struktur- 
wandel im Beschäftigungssystem geführt, durch den wachsende 
Teile der Erwerbsbevölkerung entweder lange Zeit oder völlig 
aus dem Erwerbsleben ausgegrenzt oder in unterwertige Beschäf- 
tigungsformen abgedrängt würden. 

Sogar bei einer konjunkturellen Erholung führten diese Verände- 
rungen zu einer zunehmenden Entkoppelung von Wachstum und 
Beschäftigung. Es sei deshalb zu befürchten, daß größere Teile 
der Bevölkerung ins gesellschaftliche und wirtschaftiiche Abseits 
gedrängt werden und auf immer spärhchere Transfereinkommen 
angewiesen sind. 

Damit werden die soziale Stabüität und der innere Frieden als 
wesenthche Grundpfeiler der Poütik nach 1945 aufgegeben. 

Die Aufgabe der sozialen Soüdarität mit den Schwachen in un- 
serer Gesellschaft bedeutet einen Bruch in der bisherigen Poütik, 
die auf soziale Gerechtigkeit angelegt war. 
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Daher fragen wir die Bundesregierung: 

L Quantitative Entwicklung der Arbeitslosigkeit 

1. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der registrierten Arbeits- 
losen und der sogenannten stillen Reserve entwickelt, 
und wie viele Personen wrurden davon insgesamt be- 
troffen? 

2. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der Bezieher von Arbeits- 
losengeld sowie der Bezieher von Arbeitslosenhilfe ent- 
wickelt? 

3. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der Haushalte mit Arbeits- 
losigkeit entwickelt, die vorübergehend oder ständig 
Sozialhüfe beziehen, darunter die Zahl der Arbeitslosen 
ohne eigenes Einkommen (auch ohne Transfereinkom- 
men) und die Zahl der arbeitslosen Haushalte (Haushalts- 
vorstand arbeitslos) ohne eigenes Einkommen? 

4. Wie hoch ist die Zahl der Kinder in Familien, wo kein 
Erwachsener im Beschäftigungsverhältnis steht? 

5. Wie hat sich seit 1975 die Zahl derjenigen von Arbeits- 
losigkeit betroffenen Haushalte und Einzelpersonen ent- 
wickelt, die aus dem Bezug von Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe ausgegrenzt wurden, aber keine Sozial- 
hilfe beziehen? 

6. Wie hat sich seit 1975 die Zahl derjenigen arbeitslos 
Gemeldeten entwickelt, die Schulabgänger und nicht 
übernommene Auszubüdende sind? Wie hoch ist dabei 
jeweils der Ausländeranteil? 

11. Quantitative Entwicklung der Sozialhilfeempfänger 

1. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der Empfänger von Sozial- 
hilfe insgesamt, darunter der Empfänger von Hilfe zum 
Lebensunterhalt und der Empfänger von Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen entwickelt? 

2. Wie hat sich die Zahl der Kinder, der Frauen, der allein- 
erziehenden Frauen, der Arbeitslosen, der Ausländer, der 
Behinderten und Schwerbehinderten entwickelt, sofern 
sie Sozialhilfe beziehen? 

3. Wie hat sich die Zahl der Sozialhilfeempfänger mit ange- 
rechnetem Einkommen aus Leistungen des Arbeits- 
förderungsgesetzes entwickelt, und wie viele sind darun- 
ter arbeitslos? 

4. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der Hilfeempfänger ent- 
wickelt, bei der die Hilfegewährung auf Grund der 
Hauptursache „Verlust des Arbeitsplatzes" erfolgt? 

5. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der Hilfsbedürftigen ent- 
wickelt, die ihren Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Hei- 
zung, Kleidung imd persönlichen Bedürfnissen des täg- 
lichen Lebens nicht aus eigenen Kräften decken können? 
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6. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der abgelehnten Anträge 
auf Gewährung von Sozialhilfe entwickelt, bei denen auf 
Unterhaltsverpflichtungen der Eltern oder der Kinder 
erkannt wurde? 

7. Wie hat sich seit 1975 die „Dunkelziffer" der Armut ent- 
wickelt, d.h. die Fälle von „versteckter Armut“ (Nicht- 
inanspruchnahme von Sozialhilfe aus Informationsman- 

' gel oder Scham)? 

HI. Dauer der Arbeitslosigkeit und des Hilfeempfangs 

1. Wie hat sich seit 1975 die Dauer der Arbeitslosigkeit 
entwickelt? Wie haben sich insbesondere die Anteile der- 
jenigen Arbeitslosen entwickelt, die 

— bis zu einem halben Jahr, 

— bis zu einem Jahr, 

— bis zu zwei Jahren, 

— bis zu drei Jahren, 

— bis zu vier Jahren bzw. 

— mehr als vier Jahre 
arbeitslos sind? 

2. Wie lange wird heute und in jedem Jahr seit 1975 davor 
diurchschnittlich Arbeitslosenhilfe imd Arbeitslosengeld 
bezogen, und wie lange wird heute imd seit 1975 in den 
Jahren zuvor durchschnittlich Sozicdhilfe zmn Lebens- 
imterhalt geleistet? 

IV. Die materielle Situation 

1. Wie hoch ist der durchschnittliche monatliche Arbeits- 
losengeldbezug, differenziert nach Geschlecht und 
F amiliens tand, und Mrie hoch ist der jeweüige Anteil der 
verheirateten und nichtverheirateten Männer und 
Frauen, die 

— unter 200 DM, 

— 200 DM bis unter 600 DM, 

— 600 DM bis xmter 1 200 DM, 

— 1 200 DM bis unter 1 800 DM bzw. 

— 1 800 DM und mehr 
monatlich Arbeitslosengeld erhalten? 

2. Wie hoch ist der durchschnitfliche monatliche Arbeits- 
losenhilfebezug, differenziert nach Geschlecht imd 

■ Familienstand, und wie hoch ist der jeweUige Anteil der 
verheirateten und nichtverheirateten Männer und 
Frauen, die 

— unter 200 DM, 

— 200 DM bis unter 600 DM, 

— 600 DM bis unter 1 200 DM bzw. 

— 1 200 DM und mehr 

Arbeitslosenhilfe im Monat erhalten? 
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3. In wieviel Fällen liegt der Arbeitslosengeld- bzw. 
AibeitslosenMLfebezug unter dem Regelsatz des Sozial- 
hilfebezugs? 

4. Wie hoch ist der bundesdurchschnittliche monatliche 
Regelsatz von Sozialhilfe für den Empfänger bzw. für 
den Haushalts Vorstand, differenziert nach Geschlecht 
imd Fanühenstand, imd wie hoch ist der jeweüige Anteü 
der verheirateten und nichtverheirateten Männer imd 
Frauen, die 

— imter 200 DM, 

— 200 DM bis unter 600 DM, 

— 600 DM bis unter 1 200 DM bzw. 

— 1 200 DM imd mehr 

Sozialhilfe zum Lebensunterhalt im Monat erhalten? 

5. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung der 
Sozialhilfeleistungen und speziell des „Warenkorbs" 
unter dem Gesichtspunkt einer ausreichenden sozialen 
Existenz Sicherung? 

6. Wie entwickelten sich seit 1975 die Regelsätze der 
Sozialhilfe im Vergleich mit der jährhchen Inflations- 
rate? 

7. Wie haben sich seit 1975 die durchschnittlichen Auf- 
wendungen pro Empfänger von Hilfe zum Lebensunter- 
halt entwickelt? 

8. Wie hoch ist der Anteil des Einkommens eines Arbeits- 
losen an seinem früheren Nettoerwerbseinkommen 

— nach einem Jahr, 

— nach zwei Jahren, 

— nach drei Jahren bzw. 

— nach vier und mehr Jahren? 

9. Wie steht die Bundesregierung zu der vielfach erhobe- 
nen Forderung, daß für durch Arbeitslosigkeit hervor- 
gerufenen Bezug von Sozialhilfe der Bund und nicht die 
Kommunen aufzukommen hat? 

10. Der jetzige Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, Dr. Blüm, erklärte 1976, „6 Millionen Mitbürger 
leben von einem monatlichen Nettoeinkommen, das 
unter den Sozialhilfesätzen liegt". Wie hoch veran- 
schlagt die Bundesregierung heute die Zahl dieser so 
definierten Armen? 

11. In wieviel Haushalten hegt nach Erkenntnis der Bundes- 
regierung das monatliche Einkommen weniger als 
100 DM über der Sozialhilfeschwelle? 

12. Welcher Kalorien-, Minerahen- und Vitaminbedarf kann 
mit den Lebensmitteln, die dem ab 1. Juh dieses Jahrs 
geltenden neuen Warenkorb zugrunde gelegt werden, 
gedeckt werden? 
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13. Für wieviel licht, Wärme usw. reicht der in den Regel- 
sätzen der Sozialhilfe vorgesehene Anteil für Kochfeue- 
mng und Beleuchtung täglich? 

14. Sind nach Ansicht der Bundesregienmg Befürchtungen 
berechtigt, die bei einer andauernden, alleinigen oder 
vorwiegenden Emähnmg auf dieser Grundlage die 
unzureichende und einseitige Versorgung eines Men- 
schen mit entsprechenden Krankheitsfolgen befürchten 
lassen? 

15. Seit einigen Jahren werden die Bedürftigen verstärkt 
von den Sozialhilfeträgem auf die Kieiderkammem und 
kirchlichen und karitativen Organisationen verwiesen. 
Welche Schlußfolgenmgen zieht die Bundesregierung 
aus dieser Entwicklung? 


V. Verschuldung, Obdachlosigkeit usw. 

1. Wie viele Arbeitslose, Sozialhilf eempfänger und Personen 
mit einem Nettoeinkommen imterhalb der Sozialhüfe- 
schwelle haben sich in den letzten Jahren überschiüdet 
oder sind obdachlos geworden? 

2. Wie bewertet die Bundesregienmg die wachsende Ver- 
schuldungsproblematik bei Arbeitslosen und Sozialhilfe- 
empfängern, die danüt zusammenhängende Tätigkeit der 
neugegründeten „Arbeitsgemeinschaft Schuldnerbe- 
ratung", und ist die Bundesregierang bereit, gesetzlich zu 
regeln, daß die Zahlungen von Konsumenten- Schuldnern 
nicht nur auf Kosten und Zinsen des Gläubigers, sondern 
auch auf die Hauptforderung (die Nettoschuld) berechnet 
werden? 

3. Wie vielen Personen, die Hilfe nach § 72 des Bundesso- 
zialhilfegesetzes (BSHG) erhalten, ward eine sogenannte 
Entschuldungshilfe gewährt? 

4. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über den 
Umfang von Wertberichtigungen privater Banken und 
über den Umfang von Rückstellungen für Kreditausfälle 
zur Risikovorsorge? 

5. Wieviel Pfändungsbeschlüsse, Zwangsvollstreckimgen 
xmd Abtretungen haben sich in den letzten Jahren gegen 
Arbeitslose und/oder Sozialhilfeempfänger gerichtet? 

6. In wdeviel Fällen imd in welcher Höhe werden Sozialhilfe- 
mittel zur Abwendung drohender Obdachlosigkeit auf 
der Gnmdlage des § 15 a BSHG zur Sicherung der Unter- 
kunft geleistet? 

7. Welchen Anteü haben Haushalte mit Sozialhüfeempfän- 
gem und/oder Arbeitslosen an denjenigen Haushalten, 
denen in den letzten Jahren Strom und Telefon gesperrt 
werden mußten? 
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8. Liegen der Bundesregierung Zahlen vor, wie viele mittel- 
lose Personen im letzten Winter ohne Unterkunft waren 
und deshalb erfroren sind? 

V/. Gesundheitliche Auswirkungen 

Nach einer Untersuchimg der Weltgesimdheitsorganisation 
der Vereinten Nationen (WHO) aus dem Jahr 1986 und nach 
Ergebnissen des Internationalen Arbeitsamts der Vereinten 
Nationen in Genf von 1985 hat sich ergeben, „Die über 
einige Wochen andauernde Arbeitslosigkeit führt zu psycho- 
logischem Streß, der seinerseits Bluthochdruck und damit 
das Risiko für eine Herzkrankheit nach sich zieht. Je länger 
die Arbeitslosigkeit andauert, um so schlechter wird die 
Gemütsverfassung des einzelnen, was wiederum die chemi- 
schen Abläufe im Körper negativ verändert. 

In der Folge treten oft Symptome psychischer Zerstörung 
auf, die Zahl von Einweisungen in Psychiatrische Kliniken 
steigt statistisch mit der Höhe der Arbeitslosenrate, in über- 
durchschnittiich hohem Maß werden Selbstmorde imd 
Selbstmordversuche gezählt". 

Außerdem stellen die Genfer Untersuchungen einen engen 
Zusammenhang her von Scheidungsraten, der Zahl der 
Abtreibungen oder dem Anstieg der gesundheitsgefährden- 
den Risikofaktoren für den Menschen, z. B. Rauchen imd 
Trinken, mit den Arbeitslosenstatistiken. Auch habe sich die 
Bedeutung des Begriffs Streß heute geändert. Streßsym- 
ptome wie zu hoher Blutdruck, Schlafstörungen oder Nervo- 
sität seien bei Arbeitslosen häufiger als bei Schwerarbeitern. 

Wir fragen deshalb weiterhin die Bundesregierimg: 

1. Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregierung vor 
über den Zusammenhang zwischen wirtschafthchen Er- 
hebimgen wie dem Beschäftigungsgrad einer Gesell- 
schaft und gesundheitlichen Daten wie der Häufigkeit 
von Herzerkrankungen, psychischen Störungen, Magen- 
Darm-Krankheiten und Sterbhchkeitsraten? 

2. Wie bewertet die Bimdesregierung vorhegende Unter- 
suchungen, wonach insbesondere Arbeitslosigkeit und 
Ausländerfeindhchkeit zu einem Anstieg gesundheit- 
hcher Gefährdungen bei ausländischen Arbeitnehmern 
und ihren Famihenangehörigen führen? 

3. Ist der Bimdesregienmg bekannt, daß Arbeitslosigkeit die 
Gesundheit schädigt, daß Arbeitslosigkeit eine starke 
soziale Detemünante psychiatrischer Störungen ist imd 
zur Behinderung psychosozialer Entwicklung führt, und 
wie bewertet sie dies? 

4. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 

— die Kriminahtätsgefährdung, insbesondere Jugend- 
hcher, 
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— die Zunahme von Drogenabhängigkeit, depressiven 
Symptomen, Selbsttötrmgen und Selbsttötungsversu- 
chen, 

— die Verstärkung von Alkohohsmus und alkoholabhän- 
gigen Erkrankungen, 

— die Zunahme von Einheferungen in psychiatrische 
Kliniken, 

— die Zunahme von psychosomatischen Erkrankungen 
(z. B. Herzerkrankungen, Magengeschwüre, Rheuma- 
tismus, Bluthochdruck), 

— die Zrmahme von Kindersterbhchkeit, 

— die Verschlimmerung bereits vorhandener psychischer 
Stönmgen bzw. 

— die Zunahme von Kindesmißhandlungen 

im Zusammenhang mit der Zunahme und der Dauer von 
Erwerbs- und Arbeitslosigkeit? 

5. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß sich 
die individuelle Erfahnmg, insbesondere von lang an- 
dauernder Arbeitslosigkeit, äußert in 

— einem Gefühl des KontroUverlustes über die eigenen 
Lebensbedingungen und daraus resiütierender Hilf- 
losigkeit, 

— einer Entstrukturierung von Tagesabläufen und dem 
Verlust an Zukunftsplanung, 

— einer Abnahme des Selbstvertrauens, Verringenmg 
des Selbstwertgefühls imd des Vertrauens gegenüber 
Mitmenschen, 

— emotionaler Labihtät, 

— Schlafstörungen, 

— Drepressionen, Fatahsmus imd Apathie, insbesondere 
bei langfristig Arbeitslosen, verbunden mit dem Gefühl 
der Wert- und Hoffnungslosigkeit, 

— einer Zrmahme der sozialen Isolation und damit zu 
einem Verlust an Anregung durch die soziale Umwelt 
bzw. 

— in Vermehrung von Schuldvorwürfen seitens der eige- 
nen Famihe, 

und welche Schlußfolgenmgen zieht sie daraus für eine 
aktive Beschäftigungspohtik? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, epidemiologische Studien 
über den Zusammenhang von Zunahme und Dauer von 
Arbeitslosigkeit und gesundheithchen Störungen zu för- 
dern, in denen medizinische Parameter entwickelt wer- 
den und in denen unter Loslösung von allgemeinen Be- 
lastungskonzepten imd ex post-Deutungen verbindhche 
sozialätiologische Modelle entwickelt werden? 

7. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über das 
Phänomen der sogenannten Dekomposition der Arbeits- 
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kraft, der mit der Dauer von Arbeitslosigkeit wachsenden 
Gefahr der Arbeitsunfähigkeit des einzelnen Betroffenen? 

VIL Familiäre Belastungen 

1. Kann die Bimdesregierung die folgenden Beobachttingen 
des Deutschen Kinderschutzbundes - Bundesverband 
e.V. - zu Auswirkungen elterlicher Arbeitslosigkeit auf 
die Kinder bestätigen: 

— materielle, kulturelle und Lemmitteleinschränkungen 
als Folge des reduzierten Familienbudgets, 

— Einschränkimgen bei Kleidung, Quantität und Qualität 
der Nahrung, Freizeitgestaltung und Spielsachen, 

— Zimahme von psychosomatischen Krankheiten, belegt 
durch Symptome wie Nervosität, Konzentrations- 
schwäche, nervöse Schlafstörungen, Bronchitis, Bett- 
nässen, notorische Unruhe, Stottern, Autoaggression, 
emotionale Labilität, 

— zunehmende famihäre Spannungen wie Aggressivität 
des Vaters gegenüber Frau und Kindern und latent 
vorhandene Gewaltbereitschaft der Eltern, 

— soziale Folgeprobleme in der Schule durch soziale Iso- 
lation, Stigmatisierung, Leistungsabfall bei Wohnungs- 
verlust und Wohnungswechsel, Verlust der bisherigen 
Sozialkontakte in der Schule bzw. 

— Delinquenz: generelle Zunahme von Eigentumsdelik- 
ten im Alter von 10 bis 16 Jahren, 

imd welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
nmg daraus? 

2. Liegen der Bimdesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
daß nüt der Zunahme und Dauer von Arbeitslosigkeit 
nachstehend aufgeführte Folgen verbunden sind, und 
welche pohtischen Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regienmg daraus: 

— Die Zunahme familiärer Konflikte verbunden mit 
einem Rückzug aus dem gesellschafüichen Leben, 

— bei Kindern Arbeitsloser die Zunahme von Entwick- 
limgsstönmgen, Schulleistungsschwächen und eine 
langfristige Abnahme des Selbstwertgefühls, 

— bei Ehefrauen Arbeitsloser die Zunahme psychosoma- 
tischer Störungen bzw. 

— die Zunahme von Ehescheidungen? 

3. Kann die Bimdesregienmg bestätigen, daß Arbeitslosig- 
keit bei Jugendlichen zu 

— einer Verlängerung der Abhängigkeit vom Elternhaus, 
— Stönmgen der Identitätsentwicklung und 

— sozialer Desintegration 

führt, imd welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diesen Problemen politisch zu begegnen? 


8 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/5948 


VIIL Politische Forderungen 

1. Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag des 
Präsidenten der Deutschen Arbeitgeberverbände, eine 
Enquete-Kommission zur Untersuchung sozialer Einkom- 
mensverhältnisse und der neuen Armut einzusetzen, bzw. 
ist sie gewillt, diesem Vorschlag zu entsprechen? 

2. Wie bewertet die Bundesregierung die im Mai 1986 ver- 
öffentlichte Untersuchung der kommunalen Spitzenver- 
bände über den Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und 
Sozialhilfebedürftigkeit, und hält sie ein gezieltes Pro- 
gramm gegen die neue und alte Armut für erforderlich? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes in der Weise vorzuschlagen, 
daß die materielle Absicherung der Arbeitslosigkeit 
wesentlich angehoben, zeitlich verlängert und entfristet 
AAÜrd? 

4. Wie steht die Bimdesregierimg zu einer Reform der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, um einerseits Mitneh- 
mereffekte von Arbeitgebern einzudämmen und anderer- 
seits neue sinnvolle dauerhafte Beschäftigungsformen zu 
entwickeln? 

5. Bestehen bei der Bundesregierung Überlegungen für ver- 
stärkte Eingliederungs- und Qualifizierungshüfen, insbe- 
sondere für 

— Langzeitarbeitslose, 

— erwerbssuchende Frauen und 

— ausländische Arbeitnehmer? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, für die Einführung einer 
verbesserten und ausreichenden sozialen Grundsiche- 
rung in den FäUen von Arbeitslosigkeit, Armut und klei- 
nen Altersrenten Gesetzesvorschläge vorzulegen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, durch Maßnahmen spe- 
ziell der Tendenz zu unterwertigen Beschäftigungsver- 
hältnissen, die die Verarmungsprozesse verstärken, ent- 
gegenzuwirken? 

8. Wann und in welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, das Bundessozialhilfegesetz zu reformieren? 

Bonn, den 21. August 1986 
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